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Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2025 

 

Kein einziges Wort zum ‚Sexkaufverbot‘! 
 
 

Zum 17./18. Dezember 2024 haben CDU/CSU, SPD, Bündnis 90 / Die Grünen und FDP 

ihre Wahlprogramme zur Bundestagswahl am 23. Februar 2025 vorgelegt. Doña 

Carmen e.V. analysiert nachfolgend diese Programme. Viele in der Sexarbeit tätige 

Menschen, deren Kunden sowie die Betreiber*innen von Prostitutionsstätten machen 

sich Sorgen über ein möglicherweise bevorstehendes „Sexkaufverbot“. Doch dieses 

Wort findet sich eigenartigerweise in keinem einzigen der bislang vorliegenden 

Wahlprogramme. Warum eigentlich nicht? Und was bedeutet das? 
 

 

Laut jüngsten Umfragen („Sonntagsfrage“ vom 20.12.2024 seitens der ‚Forschungsgruppe 

Wahlen‘, ‚Verian‘ und ‚Allensbach‘) schwanken die Zustimmungswerte für die CDU/CSU 

aktuell zwischen 31 % und 36 %, für die SPD zwischen 15 % und 17 %, für Bündnis 90 / Die 

Grünen zwischen 12 % und 14 %, für die AfD zwischen 18 % und 19 %, für das ‚Bündnis 

Sarah Wagenknecht‘ (BSW) zwischen 5 % und 6 %.1 FDP und Linke kommen jeweils auf 3% 

bis 4 % und wären damit im künftigen Bundestag nicht vertreten, sofern es ihnen nicht 

gelingt, mindestens drei Direktmandate zu erlangen, worauf insbesondere die Linkspartei 

setzt. 

 

Der Wahlabend dürfte noch einige Überraschungen bereithalten, zumal auch die Folgen des 

Anschlags auf den Magdeburger Weihnachtsmarkt hier noch nicht eingepreist sind. Nichts ist 

ausgemacht und in Stein gemeißelt. Unklar ist momentan vor allem, ob es für eine Große 

Koalition aus CDU/CSU und SPD reicht, oder ob ggf. mit dem Bündnis 90 / Die Grünen als 

Mehrheitsbeschaffer eine zukünftige Bundesregierung nur als Drei-Parteien-Koalition 

zustande kommt. 

 

Die Wahlprogramme der größeren Bundestagsparteien sind dabei von Interesse, weil sie – 

wenn auch oft verklausuliert – deren politische Ziele offenlegen.2 Die Masse der Bevölkerung 

dürfte diese Programme in aller Regel nicht lesen, obwohl sie davon heftig betroffen sein 

wird. Gedacht sind die Wahlprogramme stattdessen für die jeweils eigenen Parteimitglieder, 

für die politische Konkurrenz und für die Medien. 

 

Gesellschaftliche Interessengruppen wie beispielsweise Sexarbeiter*innen und im 

Prostitutionsgewerbe Tätige sind jedoch gut beraten, die auf sie gemünzten Passagen der 

Programme frühzeitig zur Kenntnis zu nehmen, um sich ein realistisches Bild zu machen und 

sich auf die Unwägbarkeiten der Zukunft einzustellen. 

 

Im Folgenden konzentrieren wir uns auf die Passagen zu Sexarbeit und Prostitution in den 

bislang vorliegenden Wahlprogrammen von CDU/CSU, SPD, Bündnis 90 / Die Grünen und 

FDP. 

 

                                                           
1
 https://de.wikipedia.org/wiki/Bundestagswahl_2025/Umfragen_und_Prognosen 

2 Die AfD wird aller Voraussicht nach am 11./ 12. Januar 2025 auf einem Parteitag in Riesa ihr Wahlprogramm 

beschließen. Das BSW begnügt sich mit politischen Schwerpunkten im Rahmen seiner Bundestags-

Wahlkampagne. 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Bundestagswahl_2025/Umfragen_und_Prognosen
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1. CDU/CSU: Mit einem „Drei-Säulen-Modell“ gegen Prostitution 
   

Von der zukünftig führenden Bundestagspartei CDU/CSU hätte man erwartet, dass sie sich 

wie in jüngster Vergangenheit für ein „Sexkaufverbot“ ins Zeug legt und das auch offensiv 

benennt. Denn immerhin sind CDU und CSU die einzigen Bundestagsparteien, die sich 

diesbezüglich offen zu ihrer notorischen Prostitutionsgegnerschaft bekannt haben. 

 

Wer nun aber nach dem Stichwort „Sexkaufverbot“ im CDU/CSU-Wahlprogramm 

„Politikwechsel für Deutschland“ Ausschau hält, wird enttäuscht. In der 81-seitigen 

Langfassung des christdemokratischen Wahlprogramms heißt es dazu im Abschnitt „Ja zu 

Recht und Ordnung“, Unterabschnitt „Null-Toleranz-Strategie“ auf S. 37 lediglich: 
 

 „Prostituierte wirksam schützen.  

 Immer noch gibt es Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch. Menschenhandel, 

 Zwangsprostitution und Clankriminalität sind ein großes Übel und müssen bekämpft 

 werden. Das „Dreisäulenmodell“ kann dabei als Orientierung dienen. Ein besonderer 

 Fokus soll dabei auf der Präventionsarbeit liegen.“
3
 

 

Man reibt sich die Augen: Angesichts der diesmal extrem kurzen Wahlkampfzeit, müsste 

allen Parteien eigentlich daran gelegen sein, sich markant, knackig und unverwechselbar 

von den politischen Konkurrenten abzuheben, um so eine Wahlentscheidung zu den eigenen 

Gunsten herbeizuführen. Doch davon kann bei der CDU/CSU im Falle von Sexarbeit in der 

Prostitution keine Rede sein. Klare Kante geht anders. 

 

Wer kennt schon das „Dreisäulenmodell“?  

Und für welche „Orientierung“ wohin soll es gut sein?  

 

Hat die CDU/CSU damit ihre Forderung nach einem „Sexkaufverbot“ ad acta gelegt und sich 

den vielen überzeugenden Gegenargumenten gebeugt? Hat die CDU/CSU etwa die vielen 

Stimmen der Sexarbeiter*innen endlich ernst genommen, von denen sich nachweislich keine 

für die eigene Existenzvernichtung nach Art des „Nordischen Modells“ der Freier-Bestrafung 

ausgesprochen hat? Natürlich nicht.  

 

Ein Blick in das Positionspapier der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 

„Menschenunwürdige Zustände in der Prostitution beenden – Sexkauf bestrafen“ vom 7. 

November 2023 sowie in den entsprechenden Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

(Drucksache 20/10384) vom 20.02.20244 verdeutlicht die nach wie vor bestehende Absicht 

der Unionsparteien, einen „grundlegenden Paradigmenwechsel in der nationalen 

Prostitutionsgesetzgebung“ in konservativem Sinne herbeizuführen: 
 

 „Dazu soll nach dem Vorbild des sogenannten „Nordischen Modells“ ein 

 Dreisäulenmodell für Deutschland entwickelt werden. Zentrale Säulen dieses Modells 

 sind der Ausbau von Präventions- und Ausstiegsangeboten, die Einführung einer 

 Strafbarkeit für den Kauf sexueller Dienstleistungen sowie die Stärkung der 

 Durchsetzungsautorität der Verwaltungs- und Vollzugsorgane.“ 
 

Die Forderung nach einem „Sexkaufverbot“ ist also Teil des „Dreisäulenmodells“, aber das 

wird im Wahlprogramm der CDU/CSU nicht erwähnt, sondern verborgen. Warum eigentlich? 

                                                           
3
 Vgl. https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-

deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf, S. 37  
4
 Vgl. „Menschenunwürdige Zustände in der Prostitution beenden – Sexkauf bestrafen“, 7.11.2023, S. 7, 

https://www.cducsu.de/sites/default/files/2023-11/Positionspapier%20Sexkauf%20bestrafen.pdf; 
sowie https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010384.pdf 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.cducsu.de/sites/default/files/2023-11/Positionspapier%20Sexkauf%20bestrafen.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010384.pdf
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Die zweite Säule („Opferschutz“) des „Dreisäulenmodells“ umfasst ausweislich der 

CDU/CSU-Grundsatzpapiere  
 

● das Verbot der Nachfrage nach sexuellen Dienstleistungen unabhängig davon, ob 

   Nötigung, Gewalt oder Einvernehmlichkeit vorliegt („Sexkaufverbot“);  
 

● das Verbot der Vermietung von Wohnungen und sonstigen Objekten zum Zweck der  

   Prostitutionsausübung; 
 

● das Verbot, aus der Prostitution einer anderen Person vorsätzlich eigenen Nutzen zu 

   ziehen“;  
 

● das Verbot des Betriebs von Prostitutionsstätten „wie Bordellen, Laufhäusern,  

   Verrichtungsboxen und Wohnwagen“.5 
 

Warum verschweigt die CDU/CSU das in ihrem Wahlprogarmm? Hat man selbst vielleicht 

Zweifel am Sexkaufverbot? Oder vielleicht an der mangelnden Akzeptanz des 

Sexkaufverbots? 

 

Die Formulierungen im CDU/CSU-Wahlprogramm verdeutlichen, dass Anti-Prostitutions-

Politik für die Unionsparteien vor allem ein Fall von Kriminalitätsbekämpfung ist. Nach ihrer 

Ansicht ist Sexarbeit in der Prostitution maßgeblich gekennzeichnet von „Ausbeutung, 

Gewalt und Missbrauch, Menschenhandel, Zwangsprostitution und Clankriminalität“. 

Wie peinlich! Die CDU/CSU stellt sich hier dümmer als die Polizei erlaubt und spekuliert auf 

eine allgemeine Unwissenheit. 

 

Denn Realität ist: 
 

● „Rotlichtkriminalität“: Seit einem Vierteljahrhundert sinkt die Zahl der mutmaßlichen 

   Opfer von so genannter „Rotlichtkriminalität“: Von 4.416 mutmaßlichen (d.h. von der Polizei  

   angenommenen) Opfern im Jahre 2000 sank deren Zahl auf zuletzt 671 mutmaßlichen  

   Opfern im Jahr 2023. Für diesen Rückgang um 85 % bedurfte es keines Sexkaufverbots. 
 

● „Menschenhandel“ / „Zwangsprostitution“: Dieser Rückgang kennzeichnet auch die 

    Entwicklung der Zahl mutmaßlicher Opfer bei „Menschenhandel“ und     

    „Zwangsprostitution“. Im Jahr 2000 betrug deren Zahl 1.197. 23 Jahre später waren es  

    gerade einmal 508. Gerichtlich bestätigen lassen sich von diesen polizeilich vermuteten  

    Opfern gerade einmal rund ein Zehntel. 
 

● Zahl der jährlich verteilten Täter*innen: Es gab zuletzt nur noch 76 Verurteilungen pro 

   Jahr (2022) wegen Delikten so genannter Rotlichtkriminalität. Pro Verurteilung gibt es im  

    Schnitt 1,2 Geschädigte. 
 

● Rotlicht-Verurteilungen pro 1 Million Einwohner*innen: Auf 1 Millionen Einwohner 

   kommen in Deutschland pro Jahr weniger als eine Verurteilung im Zusammenhang mit  

   ‚Rotlichtkriminalität‘.6 
 

Dass „Clankriminalität“ im Rotlicht eine Rolle spielt, ist eine pure Erfindung der CDU/CSU, 

für die es keine belastbaren Belege gibt. Das genaue Gegenteil ist der Fall. So ließ sich kein 

einziges der 2023 durchgeführten 44 Ermittlungsverfahren wegen organisierter 

Clankriminalität dem Prostitutionsgewerbe zuordnen.7 

 

                                                           
5
 Vgl. https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010384.pdf, S. 3 

6
 Vgl. dazu: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/02-Unaufgeforderte-Stellungnahme-Dona-

Carmen-e.V..pdf, S. 12 
7
 Vgl. BKA, Bundeslagebericht Organisierte Kriminalität, 2023, S. 48/49, 

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/org
anisiertekriminalitaet_node.html 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010384.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/02-Unaufgeforderte-Stellungnahme-Dona-Carmen-e.V..pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/02-Unaufgeforderte-Stellungnahme-Dona-Carmen-e.V..pdf
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisiertekriminalitaet_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisiertekriminalitaet_node.html
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Das seit zweieinhalb Jahrzehnten zu beobachtende kontinuierliche Absinken der 

einschlägigen Kriminalitätsdaten im Prostitutionsgewerbe zeigt: Um die Legitimation des 

bestehenden prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrecht ist es schlecht bestellt. Noch viel 

weniger lässt sich die nun von den Unionsparteien ins Auge gefasste Strafrechts-

Erweiterung um zusätzliche Verbote im Zusammenhang der Sexkaufverbots rechtfertigen. 

 

Geballte Ignoranz sowie Lug und Trug kennzeichnen den Umgang der CDU/CSU mit dem 

Prostitutionsgewerbe. Anstatt sich den realen Problemen in diesem Gewerbe zu stellen, 

betreibt man stattdessen ein Spiel mit der Angst und spielt mit den Existenzsorgen von rund 

90.000 Sexarbeiter*innen. Der christliche Umgang mit Prostitution war schon immer von 

Verlogenheit und Heuchelei geprägt. Der Umgang der Merz-CDU und der CSU von Söder 

und Bär sind nur die aktuelle Ausprägung dieser Heuchelei. 

 

Die CDU/CSU-Spitzen wissen, dass die deutsche Bevölkerung mehrheitlich die Beibehaltung 

der Legalität von Sexarbeit in der Prostitution befürwortet.8 Daher verbirgt man seine 

sachlich unbegründete Verbotspolitik gegenüber dem Prostitutionsgewerbe und versteckt 

das Ganze scheinbar unauffällig hinter einem „Dreisäulenmodell“. 

 

Gleichzeitig erlaubt die bloße „Orientierung“ an einem „Dreisäulenmodell“ ein flexibles 

Agieren im Zusammenhang mit zukünftigen Koalitionsverhandlungen. Angesichts der 

Tatsache, dass keine andere relevante politische Partei ein „Sexkaufverbot“ fordert und dass 

die Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland sowie sämtliche Sexarbeiter*innen sich 

ohnehin dagegen aussprechen, wird die CDU/CSU die Einführung eines „Sexkaufverbots“ 

aller Wahrscheinlichkeit nach verfehlen. Das Verschanzen hinter der „Orientierung“ an einem 

„Dreisäulenmodell“ erlaubt es gleichwohl, der eigenen Klientel zu verklickern, dass man 

zumindest die „Aufklärung“ im Sinne der CDU/CSU gestärkt und die Bemühungen um einen 

Aus- bzw. Umstieg aus der Prostitution vorangebracht habe.  

 

Vieles spricht dafür, dass man bei der CDU/CSU das (außer in Mainstream-Medien) 

unpopuläre „Sexkaufverbot“ im Zweifel fallen lässt wie eine heiße Kartoffel. Dafür spricht 

nicht nur, dass man auf die Erwähnung des Begriffs „Sexkaufverbot“ im Wahlprogramm 

gänzlich verzichtet. Dafür spricht auch die Tatsache, dass weder in der 10-seitigen 

Kurzversion des CDU/CSU-Wahlprogramms9, noch in der Zusammenfassung zu einem „10-

Punkte-Programm“ zur Bundestagswahl10 das „Dreisäulenmodell“ oder das „Sexkaufverbot“ 

überhaupt erwähnt werden. Das sollte zu denken geben. 

 

Ein Indiz für die hohe Dringlichkeit des „Sexkaufverbots“ für die CDU/CSU ist darin jedenfalls 

nicht erkennbar. 

 

2. SPD: Gegen „jede Art sexueller Ausbeutung“ 
 

Im 66-seitigen SPD-Wahlprogramm „Mehr für Dich. Besser für Deutschland“ findet sich in 

Punkt 16 „Wir kämpfen für mehr Respekt, Sicherheit und Schutz vor Gewalt“, Unterpunkt 7 

(„Wir wollen Frauen vor Gewalt schützen“) in den Zeilen 1775 und 1776 der lapidare 

Hinweis: 
 

                                                           
8
 Vgl. https://www.donacarmen.de/bundesweite-online-befragung-zu-prostitution-belegt/#more-3155 

9
 Vgl. https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-

deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-kurzfassung.pdf 
10

 Vgl. https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/downloads/cdu-

csu_politikwechsel_10-punkte_flugblatt_btw2025.pdf 

https://www.donacarmen.de/bundesweite-online-befragung-zu-prostitution-belegt/#more-3155
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-kurzfassung.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-kurzfassung.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/downloads/cdu-csu_politikwechsel_10-punkte_flugblatt_btw2025.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/downloads/cdu-csu_politikwechsel_10-punkte_flugblatt_btw2025.pdf
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 „Wir bekämpfen konsequent Menschenhandel und jede Art sexueller Ausbeutung. 

 Betroffene müssen schnell Schutz und Hilfe bekommen.“
11

 
 

Das war’s. Sexarbeit und Prostitution finden im SPD-Wahlprogramm ansonsten nicht statt. 

Sie verbergen sich gänzlich hinter der Formulierung „Menschenhandel“ bzw. „jede Art 

sexueller Ausbeutung“. Genauso wie bei der CDU/CSU wird Sexarbeit in der Prostitution 

bestenfalls durch die Brille der Kriminalitätsbekämpfung gesehen. Insofern gilt auch hier das, 

was wir bereits gegenüber der CDU/CSU eingewandt haben. 

 

Die angeführte lapidare Bemerkung im SPD-Wahlprogramm lässt nicht auf besonders große 

Ambitionen in Sachen Sexarbeit in der kommenden Legislaturperiode schließen. Man kann 

das – je nach Lesart – als Einfallstor für die CDU/CSU-Position werten, oder aber als 

gänzliche Interesselosigkeit dieser speziellen Thematik gegenüber. Ein Indiz dafür, dass die 

SPD nun auf dem Sprung sei, in Kürze ein „Sexkaufverbot“ zu fordern und umzusetzen, 

liefert die betreffende Passage im Wahlprogramm jedenfalls nicht.  

 

Damit steht das SPD-Wahlprogramm in deutlichem Kontrast sowohl zu den Äußerungen der 

Abgeordneten Leni Breymaier als auch zu denen von Olaf Scholz. 

 

Breymaier hat im Übrigen bereits im Juni 2024 ihren Rückzug aus der Bundespolitik 

angekündigt und wird sich nach der Bundestagswahl als neu gewählte Gemeinderätin in der 

22.000-Einwohner-Gemeinde Eislingen in die baden-württembergische Provinz 

zurückziehen. Doña Carmen beglückwünscht Breymaier ausdrücklich zu diesem Schritt. Das 

Provinzielle passt zu ihr. 

 

Auch die Personalie Scholz wird mit der Wahl am 23. Februar 2025 Geschichte sein. Und mit 

ihm seine unsäglichen, moralisch motivierten Äußerungen zu Prostitution und Sexkaufverbot, 

die er in einer Fragestunde des Deutschen Bundestags am 14.11. 2023 gegenüber der CSU-

Abgeordneten Bär vertrat. Seinerzeit erklärte Scholz: 
 

 „Ich finde es nicht akzeptabel, wenn Männer Frauen kaufen. Das ist etwas, was mich 
 moralisch immer empört hat.“

12
 Und weiter: „Prostitution ist schlimm“, sagte der 

 Bundeskanzler. Die Menschen, die in diesem Bereich tätig sind, hätten ein schweres 
 Leben, das nicht selten mit Missbrauch, Gewalt und kriminellen Strukturen verbunden 
 sei. „Wir müssen viel tun, um Prostitution zurückzudrängen und Sexkauf nicht als 
 Normalität zu akzeptieren, sondern als etwas, das nicht in Ordnung ist“, so Scholz.“

13
 

 

Am 11. Januar 2025 wird auf einem SPD-Parteitag in Berlin die Kanzlerkandidatur von Olaf 

Scholz noch einmal formell bestätigt. Zudem sollen dort „klare Impulse für soziale Politik“ 

gesetzt werden, die beim Wähler „ankommt“. Es ist freilich nicht damit zu rechnen, dass es 

aus diesem Anlass plötzlich zu Debatten um das „Sexkaufverbot“ kommt. 

 

3. Bündnis 90 / Die Grünen: Weitere Verschärfung der Prostitutionskontrolle 
 

Noch im November 2023 lehnte Bundesfamilienministerin Lisa Paus es ab, die 

Gesetzgebung zur Prostitution, also das bestehende Prostituiertenschutzgesetz, zu 

verschärfen:  
 

                                                           
11

 Vgl. https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Entwurf_Regierungsprogramm.pdf, S. 42  
12

 Vgl. https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/olaf-scholz-sexkaufverbot-prostitution-100.html  
13

 Vgl. https://taz.de/Kanzlerbefragung-im-Bundestag/!5973407/ 

https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Entwurf_Regierungsprogramm.pdf
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/olaf-scholz-sexkaufverbot-prostitution-100.html
https://taz.de/Kanzlerbefragung-im-Bundestag/!5973407/
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 „Es gibt gegenwärtig keinen Grund dafür, das Gesetz anzufassen“, sagte Paus am 

 Mittwoch in Berlin bei der Regierungsbefragung im Bundestag. Es sei vereinbart, die 

 Evaluierung des Prostituiertenschutzgesetzes abzuwarten.
14

 
 

Ein gutes Jahr später, im Dezember 2024, lag zwar noch keine Evaluation des 

Prostituiertenschutzgesetzes vor. Trotzdem wussten die Grünen plötzlich auch ohne diese 

Evaluation, was zu tun sei. Woher eigentlich? 

 

Im 72-seitigen Entwurf des grünen Bundesvorstandes für das Wahlprogramm „Zusammen 

wachsen: Unser Regierungsprogramm für die Bundestagswahl 2025“ verkündeten die 

Bündnisgrünen im Abschnitt „Für Frauenrechte“ nun mit einem nicht näher spezifizierten 

Verweis auf „Menschenhandel“ und „Prostituierte in prekären Situationen“ markig, dass 

die Zustände, so wie sind, nicht bleiben könnten: 
 

 „Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung stellt eine schwerwiegende 
 Menschenrechtsverletzung dar, die vor allem Frauen betrifft. Wir wollen den 
 ressortübergreifenden Nationalen Aktionsplan umsetzen und weiterentwickeln. 
 Die Rechte und die Gesundheitsversorgung von Sexarbeiter*innen werden wir stärken. 
 Denn so wie die Zustände zurzeit sind, können sie nicht bleiben. Gezielte 
 Unterstützung, insbesondere für Prostituierte in prekären Situationen, muss auch 
 durch aufsuchende Hilfen und Beratungen, gerade beim Ausstieg aus der Prostitution, 
 verstärkt werden. Prostitutionsstätten müssen strenger kontrolliert, die Standards zur 
 Betriebserlaubnis erhöht und die Befugnisse des Zolls erweitert werden, um gesetzlich 
 vorgeschriebene Arbeitsbedingungen zu gewährleisten und die Selbstbestimmung und 
 Sicherheit der Betroffenen sicherzustellen. Eine Kriminalisierung und Stigmatisierung 
 von Betroffenen schützt diese nicht, sondern verweist sie in die Illegalität, in der sie 
 kaum von Hilfsangeboten erreicht werden können.“

15
 

 

An die Stelle des „Nordischen Modells“, das Prostitution von der Nachfrageseite zu 

bekämpfen versucht, geht es Bündnis 90 / Die Grünen um eine Verschärfung der 

Erlaubnispflicht von Prostitutionsstätten. Damit wird der bisherige Kurs einer Drosselung des 

Angebots legaler sexueller Dienstleistungen und einer damit einhergehenden forcierten 

Illegalisierung von Sexarbeit beibehalten. Man stützt sich dabei auf nebulöse Verweise 

hinsichtlich Entwicklungen, die im grünen Wahlprogramm selbst nicht näher präzisiert 

werden. 

 

Es ist keineswegs vermessen zu behaupten, dass – ebenso wie bei der CDU/CSU – die 

Ergebnisse der Evaluation des ProstSchG im Grunde keine Rolle spielen. Es geht schlicht 

um die Durchsetzung erneuter Verschärfungen im Umgang mit dem Prostitutionsgewerbe. 

Wie bei der CDU/CSU und der SPD dient auch hier der Verweis auf „Menschenhandel“ als 

Schlüssel, um das Gewerbe insgesamt unter den Generalverdacht zu stellen, die 

Selbstbestimmung und Sicherheit von Sexarbeiter*innen aufs Spiel zu setzen.  

 

Derartige Unterstellungen erscheinen angesichts der Faktenlage einigermaßen dreist. 

Trotzdem findet sich immer eine Handvoll selbsternannter „Vertreter*innen“ des 

Prostitutionsgewerbes, die meinen, man müsse Positionen wie die der Bündnisgrünen 

kritiklos beklatschen, da sie im Vergleich zum Sexkaufverbot des „Nordischen Modells“ das 

kleinere Übel seien. 

 

                                                           
14

 Vgl. Paus weist Forderung nach Sexkaufverbot zurück, 9.11.2023, https://www.pro-medienmagazin.de/paus-

weist-forderung-nach-sexkaufverbot-zurueck/ 
15

 Vgl. „Zusammen wachsen: Unser Regierungsprogramm für die Bundestagswahl 2025“, 17.12.2024, S. 51,  
zit. nach: https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf  

https://www.pro-medienmagazin.de/paus-weist-forderung-nach-sexkaufverbot-zurueck/
https://www.pro-medienmagazin.de/paus-weist-forderung-nach-sexkaufverbot-zurueck/
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
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Am 26. Januar 2025 findet in Berlin eine Außerordentliche Delegiertenversammlung von 

Bündnis 90 / Die Grünen statt. Es ist nicht davon auszugehen, dass dort an dem 

vorliegenden Entwurf in Bezug auf Sexarbeit maßgebliche Änderungen vorgenommen und 

beschlossen werden. 

  

4. FDP: Einfach nur ein Totalausfall 
       

In dem 52-seitigen Wahlprogramm der FDP mit dem Titel „Alles lässt sich ändern“ findet 

sich im Abschnitt „Liberale Politik für selbstbestimmte Frauen“ zum Thema ‚Sexarbeit in der 

Prostitution‘ keine einzige Silbe.16 Auch dies dürfte kaum als überzeugendes Indiz für einen 

bevorstehenden „Paradigmenwechsel in der Prostitutionspolitik“ gewertet werden, über den 

man sich den Kopf zerbrechen müsste. Die FDP ist und bleibt ein politischer Totalausfall. 

 

 

Fazit: „Nichts wird so heiß gegessen, wie es gekocht wird.“ 
 

1. Kein Sexkaufverbot in der kommenden Legislaturperiode 

 

Blicken wir zurück: Im Jahre 2002 trat das Prostitutionsgesetz in Kraft. 2007 lag die 

Evaluation vor und erst 10 Jahre später trat das Prostituiertenschutzgesetz in Kraft. 

Ein Blick auf die verhaltene bis gar nicht erfolgende Positionierung zu einem „Sexkaufverbot“ 

in den vorliegenden Wahlprogrammen der Parteien verdeutlicht:  
 

In der kommenden Legislaturperiode ist – auch wenn es die „unbedingte politische 

Absicht“ der CDU/CSU ist, den Sexkauf zu verbieten – nicht mit einem Sexkaufverbot 

zu rechnen. Die vorliegenden Wahlprogramme geben für die Rede von der „drohenden 

Gefahr eines Sexkaufverbots“ einfach nichts her. 
 

 

 

2. Vierfach-Verbot: Auch Repressionsfetischisten können scheitern! 

 

Das so genannte „Sexkaufverbot“ ist – und das unterscheidet die Situation in Deutschland 

fundamental von der in Schweden 1999 – weitaus mehr als nur eine Bestrafung der Kunden 

von Sexarbeiter*innen. Denn es schließt – wie oben dargelegt – (1) neben dem Verbot, 

Kunde von Sexdienstleiter*innen zu sein (2) das Verbot der Vermietung von Wohnungen 

zum Zweck der Prostitutionsausübung ebenso mit ein (3) wie das Verbot, aus der 

Prostitution einer anderen Person einen eigenen Nutzen zu ziehen und beinhaltet vor allem 

auch (4) ein Verbot des Betriebs von Prostitutionsstätten. 

 

So sehr ein solches Sexkaufverbot für Menschen im Prostitutionsgewerbe als existenzielle 

Bedrohung wahrgenommen wird, so sehr besteht doch unverkennbar die Wahrscheinlichkeit, 

dass die CDU/CSU sich mit diesem Vierfach-Verbot verhebt. Dazu fehlen schon die 

passenden Koalitionspartner. 

 

3. Christliche Kirchen büßen ihr Indoktinations-Monopol ein 

 

Da mag sich zwar ein Katholischer Deutscher Frauenbund mit seinen 180.000 Mitgliedern 

mit der Forderung nach einem „Sexkaufverbot“ innerhalb der CDU/CSU durchsetzen. Das 

heißt aber noch lange nicht, dass sich die CDU/CSU damit in unserer Gesellschaft 

durchsetzt. Vor vier Jahren haben die christlichen Kirchen ihre mehr als 100 Jahre währende 

                                                           
16 Vgl. https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf, S. 28 

https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
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Dominanz im deutschen Staat eingebüßt. Momentan machen sie gerade einmal 46 % der 

Bevölkerung aus, in den 50er Jahren waren es noch über 96 %!  

 

Konfessionslose Menschen sind heute die größte Gruppe unter den 

„Glaubensgemeinschaften“ geworden. Diese Entwicklung ist höchst bedeutsam und nicht 

rückgängig zu machen. Auch das gehört zu den Fakten, die gerne ignoriert werden von 

jenen, die jetzt die unmittelbare Gefahr eines Sexkaufverbots an die Wand malen, als sei es 

jetzt „realer denn je“. 

 

4. Schäbiges Spiel mit der Existenz-Angst beenden 

 

Die Politik der Angst vor dem „Sexkaufverbot“ erweist sich mehr und mehr als ein Mittel, um 

Menschen einzuschüchtern, zu demoralisieren und mundtot zu machen, um dann das 

bestehende Prostituiertenschutzgesetz – ohne auf Widerstand zu stoßen – im Sinne noch 

schärferer Repressionen zu „optimieren“. Damit betreibt man ein schäbiges Spiel mit den 

Existenzsorgen von Menschen in der Sexarbeitsbranche. Doch es kommt die Zeit, wo diese 

Masche mit der Angst nicht mehr zieht. Dieses infame Spiel wird ein Ende haben. 

 

5. Legalität von Prostitution ist mehr als nur die Abwesenheit eines Sexkaufverbots 

 

Wer hierzulande jetzt Koalitionen gegen ein „drohendes Sexkaufverbot“ und „für legale 

Prostitution“ schmieden will, ohne dabei klipp und klar zu benennen, welche rechtlichen 

Fortschritte eine solche Legalität den Sexarbeiter*innen bringt, begeht einen großen 

politischen Fehler. 

 

Es geht nämlich nicht nur um eine „Existenzzerstörung der Betreiberbranche“, wie jetzt 

behauptet wird. Bei aller Wichtigkeit von Prostitutionsstätten: Das Prostitutionsgewerbe ist 

nicht nur ein „Betreiberbranche“, sondern stützt sich wesentlich auf die Tätigkeit der 

Sexarbeiter*innen und ihre Kunden. Das sollte man nicht vergessen. Man darf einfach nicht 

so viele Bretter vor dem Kopf haben, dass man verkennt, worum es im Kern geht:  

 

● das überkommene prostitutionsspezifische Sonder-Strafrecht steht zur Disposition und  

   muss weg! 
 

● in sämtlichen Rechtsmaterien muss eine rechtliche Gleichbehandlung von Prostitution 

   mit anderen Berufen durchgesetzt werden! 
 

● Zwangsberatungen, Zwangsregistrierungen und Hurenpass – all diese glorreichen  

   Errungenschaften des so genannten Prostituiertenschutzgesetzes – müssen definitiv  

   abschafft, einer weitgehenderen digitalen Überwachung von Sexarbeit muss  

   entgegengetreten werden! 
 

● die bestehende „Erlaubnispflicht von Prostitutionsgewerben“ ist bloß ein Ticket für die  

   schleichende Reduzierung legaler Angebote sexueller Dienstleistungen und muss  

   schnellstmöglich durch eine „gewerberechtliche Anmeldepflicht“ für Prostitutionsstätten  

   ersetzt werden! 
 

● die ein Jahrhundert alten Sperrgebiets-Verordnungen gehören in die Tonne gekloppt und  

   das bestehende Baurecht gehört sexarbeitsfreundlich entrümpelt und reformiert!  
 

● soziale Rechte für Sexarbeiter*innen – sei es der Sozialversicherungsschutz oder sei es  

   die Arbeitsvermittlung in und aus der Prostitution durch Arbeitsagentur und Jobcenter -   

   müssen gemeinsam mit Vertreter*innen der Sexarbeitsbranche ausgehandelt und  

   praxistauglich realisiert werden. 


